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«Den Schweizern stehen Himmel und Erde offen»
Im November 1978 offeriert eine chinesische Delegation der Schweiz wirtschaftliche Kooperationen

Am Ursprung von Chinas Belt-
and-Road-Initiative steht die
wirtschaftliche Öffnung der
Volksrepublik vor 40 Jahren. Die
offizielle Schweiz erfuhr davon in
einer eher skurrilen Episode.

THOMAS BÜRGISSER

Um ein Haar hätten sie es verpasst. Ende
November 1978 besucht Chinas Vize-
ministerpräsident Wang Zhen verschie-
dene europäische Länder, darunter –
«privater Natur» – auch die Schweiz.
Seine Delegation besichtigt einige
Unternehmen in der Romandie. Ur-
sprünglich sollten die Chinesen mit einer
«VIP-Abfertigung am Flughafen und
eventuellen weiteren Hilfeleistungen»
durch den Protokolldienst des Kantons
Genf abgespeist werden. So hat es Paul
R. Jolles selbst entschieden. Der hoch-
geschossene scharfsinnige und macht-
bewusste Berner Liberale, dem als Mar-
kenzeichen oft die Pfeife im Mund-
winkel hängt, ist als Direktor der Han-
delsabteilung des Eidgenössischen
Volkswirtschaftsdepartements die be-
stimmende Figur für die Schweizer Aus-
senhandelspolitik. Kurz vor der Visite
besinnt sich Jolles um. Er überzeugt sei-
nen Chef, FDP-Bundesrat Fritz Honeg-
ger, die hochkarätige Delegation aus
Peking am 22. November in Genf zum
Abendessen einzuladen. «Dieses impro-
visierte Zusammentreffen hat sich offen-
sichtlich gelohnt», hält Jolles später in
einer privaten Notiz fest.

Mao neu interpretiert

Der Beginn ist harzig. General Wang,
«ein steinalter Chinese, mit einem fein
ziselierten Gesicht, der an einem Stock
geht und den Langen Marsch mitge-
macht hatte», imponiert den Schweizern
zwar, doch scheint der greise Gast «am
Tisch einzuschlafen. Er öffnet die Augen
kaum und murmelt nur leise vor sich
hin.» Plötzlich aber hebt Wang Zhen den
Kopf und sagt «mit lauter und nach-
drücklicher Stimme»: «Ich möchte Ihnen
mitteilen, dass wir soeben beschlossen
haben, ausländische Investitionen, d. h.
‹joint ventures›, entgegenzunehmen und
selbstverständlich auch Kredite. Ich
hoffe, dass die Schweiz als befreundetes
Land auf diesen Gebieten mittun wird.»
Jolles fliegt aus allen Wolken.

Vor wenigen Wochen noch ist er letzt-
mals in der Volksrepublik China gewe-
sen – seit einem 1974 abgeschlossenen
Handelsvertrag bemüht man sich emsig
um die Entwicklung der Wirtschafts-
beziehungen.Vergeblich hatte Jolles ver-
sucht, den Pekinger Kommunisten Kre-
dite aus der Schweiz schmackhaft zu ma-
chen. «Ist dieser alte Mann senil, erzählt

er Dinge, die mit der Regierungspolitik
überhaupt nichts zu tun haben», fragt
sich Jolles deshalb, «oder hat der Dol-
metscher falsch übersetzt?»

Doch Wang ist auf der Höhe der Dis-
kussionen um das anstehende Plenum des
Zentralkomitees der Kommunistischen
Partei, an dem sich die Reformer um
Deng Xiaoping durchsetzen werden. Die
Worte des «Grossen Vorsitzenden» seien
bisher falsch ausgelegt worden, so Wang.
Nach erneuter Exegese sei man nun zum
Schluss gekommen, dass der 1976 verstor-
bene «Mao gegen Investitionen und Kre-
dite nichts einzuwenden hatte, voraus-
gesetzt, dass sie im gegenseitigen Interesse
liegen». Der Einrichtung gemeinsamer
Produktionsstätten in der Volksrepublik
seien innerhalb dieses Grundsatzes keine
Grenzen gesetzt, offenbart er seinen ver-
blüfften Gesprächspartnern: «In China

stehen den Schweizern sowohl der Him-
mel wie die Erde und das, was unter ihr
liegt, offen.» Mit amerikanischen Firmen
seien Verhandlungen bereits im Gange.
«So rasch schreitet die Öffnung gegen-
über dem Westen und dem Kapitalismus
in China fort», staunt Jolles. Durch puren
Zufall hat Bundesbern von diesem epo-
chemachenden Richtungsentscheid vor
40 Jahren erfahren.

Und die Menschenrechte?

Als Werner Sigg, der Schweizer Botschaf-
ter in Peking, von dem Genfer Treffen er-
fährt, ist auch er begeistert. Schon allein
als gigantischer Absatzmarkt hat die par-
tielle Öffnung des Reichs der Mitte zu
Beginn der 1970er Jahre die Phantasien
der Exporteure beflügelt. Die von Wang
Zhen offerierten Kooperationen beför-

dern nun noch weitergehende Expan-
sionsträume: «Mittels billigen chinesi-
schen Arbeitskräften» könne der japani-
schen Konkurrenz entgegengewirkt und
«unsere Position im entstehenden Wirt-
schaftsraum um das Pazifische Becken»
gestärkt werden. Zudem könnten nun die
UdSSR und ihre Verbündeten bei Ver-
handlungen über neue Joint Ventures
unter Druck gesetzt werden, schwärmt
der Diplomat. Schon im März 1979 reist
Bundesrat Honegger an der Spitze einer
Wirtschaftsdelegation nach China, um
die neuen Möglichkeiten auszuloten. Das
erste sino-schweizerische Gemeinschafts-
unternehmen, die 1980 gegründete
Schindler China Elevator Co. Ltd., wird
derweil abseits der offiziellen Kontakte
aufgegleist.

Neben seiner Notiz über den Besuch
Wangs hat Jolles den Bürgerbrief einer

Gymnasiastin aus Windisch abgelegt.
Die junge Frau bittet ihn, in den Wirt-
schaftsverhandlungen mit China auch
Bedingungen betreffend Menschen-
rechte abzutrotzen – sie hat insbeson-
dere die Gewährung der Religionsfrei-
heit und die Abschaffung der Todesstrafe
im Auge. Jolles antwortet ihr im Dezem-
ber 1978 persönlich. Auch ihn habe
«während meiner Chinareise der Ge-
danke sehr beschäftigt, ob diese Men-
schen, mit denen man schon wegen der
Sprachschranke ausserhalb des offiziel-
len Kreises sich nicht verständigen kann,
wohl glücklich seien [. . .] oder ob auch
geistige Nöte zu lindern sind». Ein Ver-
ständnis für Menschenrechte «in unse-
rem Sinne» könne in einer Zivilisation,
«die wir kaum zu verstehen vermögen
und sicher nicht beeinflussen können»,
jedoch am ehesten «durch Förderung der
gegenseitigen menschlichen Kontakte
geweckt werden», nicht durch «Zwang»
und «Bedingungen».

Vielleicht ahnt Jolles, dass dieser
Zwiespalt die schweizerisch-chinesi-
schen Beziehungen noch länger beglei-
ten wird. Die Verkünder von Chinas Öff-
nungspolitik in Genf 1978 stehen jeden-

falls sinnbildlich dafür, dass das liberale
Lächeln der Kommunisten allein der
Wirtschaft gilt. Zehn Jahre nach seiner
Propagierung der «Vier Modernisierun-
gen» lässt Deng Xiaoping die Ansätze
einer Demokratiebewegung gewaltsam
niederschlagen. Wang Zhen plädiert
1989 als Vizestaatspräsident für ein er-
barmungsloses Vorgehen gegen die
«antisozialistischen Elemente» auf dem
Tiananmen-Platz. Einen seiner Begleiter
im November 1978 in der Westschweiz –
Jolles schreibt, es sei Liu Huaqing – in-
spiriert der Besuch des Kraftwerks
Emosson zu einem selbst verfassten Ge-
dicht «über die landschaftliche Schön-
heit der Schweiz und den hohen Stand
unserer Technik». Jolles berichtet, wie
Liu an jenem Abendessen in Genf Bun-
desrat Honegger die Verse in Schön-
schrift auf die Rückseite der Menukarte
schreibt. Im Juni 1989 kommandiert Liu
die Streitkräfte gegen die Aufständi-
schen in Peking.

Thomas Bürgisser ist Historiker und wis
senschaftlicher Mitarbeiter der Forschungs
stelle Diplomatische Dokumente der Schweiz.
Digitale Faksimiles der erwähnten Dokumente
sind unter www.dodis.ch/C1447 einsehbar.

Paul R. Jolles mit dem chinesischen Vizeministerpräsidenten Gu Mu in Peking während einer «Goodwill-Mission» der Schweizer
Wirtschaft im September 1978, kurz vorWang Zhens Besuch in der Schweiz. ARCHIV FÜR ZEITGESCHICHTE ZÜRICH
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99-Prozent-Initiative
kommt wohl zustande

(sda) · Die 99-Prozent-Initiative kommt
offenbar zustande. Die Jungsozialisten
(Juso) haben 115 000 Unterschriften ge-
sammelt, wie Parteipräsidentin Tamara
Funiciello am Sonntag einen Bericht der
«Zentralschweiz am Sonntag» bestätigte.
Den Juso bleibt noch bis am 3. April
Zeit, um die Unterschriften bei der Bun-
deskanzlei einzureichen. Mit den gesam-
melten Unterschriften stehen die Chan-
cen allerdings gut, dass die Volksinitia-
tive «Löhne entlasten, Kapital gerecht
besteuern» dem Volk zur Abstimmung
vorgelegt wird. Die 99-Prozent-Initiative
verlangt, dass Kapitaleinkommensteile
über einen durch das Gesetz festgelegten
Betrag im Umfang von 150 Prozent
steuerbar sind. Der Mehrertrag, der sich
daraus ergibt, soll für die Ermässigung
der Besteuerung von Personen mit tiefen

oder mittleren Arbeitseinkommen oder
für Transferzahlungen zugunsten der
sozialen Wohlfahrt eingesetzt werden.
Die Juso werden mit ihrem Anliegen
auch von der Mutterpartei unterstützt.

CH-Media-Verleger fordert
höhere Bundesbeiträge
(sda) · Der Bund soll angesichts weg-
brechender Erträge bei den Schweizer
Verlagen seine indirekte Presseförde-
rung von 30 auf 100 Millionen Franken
erhöhen. Dies hat CH-Media-Verleger
Peter Wanner gefordert. Der Bundesrat
unterschätze die dramatische Lage der
meisten Regionalmedien. Heute subven-
tioniert der Bund zugunsten der Medien-
vielfalt die Postzustellung von Zeitungen
mit jährlich 30 Millionen Franken. «Als
Soforthilfe» müsste dieser Betrag erhöht
werden, wird Wanner in einem Artikel
der «Schweiz am Wochenende» vom
Samstag zitiert, die er selber herausgibt.
Der Vizepräsident des Verbands Schwei-
zer Medien fordert laut dem Artikel,

dass künftig alle Regionalzeitungen von
der indirekten Presseförderung profitie-
ren können, also auch solche, die im
überregionalen Bereich als Kopfblätter
kooperieren. Diese würden heute leer
ausgehen. Die heutige Auflagenbegren-
zung auf 100 000 Exemplare sei nicht
mehr zeitgemäss.

Für Carla Del Ponte ist
die Uno eine Schwatzbude
(sda) · Die frühere Uno-Chefanklägerin
und Sonderermittlerin Carla Del Ponte
ist mit ihrer einstigen Arbeitgeberin
erneut hart ins Gericht gegangen. «Die
Uno ist für mich eine grosse Enttäu-
schung», sagte die 71-jährige Tessinerin in
einem Interview mit der «NZZ am Sonn-
tag». Bei ihrer Arbeit als Sonderermitt-
lerin für Syrien habe sie gesehen, dass bei
der Uno vor allem sehr viel geredet
werde. «Eine Schwatzbude. Es gibt auch
sehr viele Beamte, zu viele. Nur wenige
arbeiten wirklich.» Deshalb müsse die
Uno reorganisiert werden.

Zur direkten Demokratie.
Zur Selbstbestimmung.
www.selbstbestimmungsinit iat ive.ch
Komitee JA zur Selbstbestimmung, Postfach, 3001 Bern

Damit wir...
... nicht in die EU geführt werden.
... Löhne und Arbeitsplätze erhalten.
... keine höheren Gebühren, Abgaben und Steuern bezahlen.
... den Schweizer Tier- und Landschaftsschutz behalten.
... Rechtssicherheit gewährleisten.

Stimmen Sie darum am 25. November
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Ein Diplom für Politiker, die nichts dem Zufall überlassen
Weiterbildungskurse sollen die Kompetenzen von Milizpolitikern stärken – doch diesen fehlt oft die Zeit dafür

Hochschulen bieten Kurse an, in
denen sich amtierende oder
angehende Politiker Finanzwissen
und rhetorische Fähigkeiten
aneignen können. Stärken solche
Angebote das Milizsystem oder
leisten sie der Professionalisierung
Vorschub?

LUKAS LEUZINGER

«Denkt an James Bond!», rät der Rheto-
riktrainer. Genau wie in Agententhrillern
gehe es auch bei öffentlichen Auftritten
darum, eine Geschichte zu erzählen. Die
rund zwanzig Kursteilnehmer hören auf-
merksam zu und machen sich Notizen.
Anschliessend werden sie in drei Grup-
pen aufgeteilt. In jeweils einminütigen
Reden versuchen sie, die Tipps des Trai-
ners in die Praxis umzusetzen. Die Reden
werden aufgezeichnet, die Videos an-
schliessend in der Gruppe analysiert. Die
eigene Botschaft attraktiv rüberzubrin-
gen, ist das Ziel. Denn ohne überzeu-
gende Kommunikation wird es nichts mit
der politischen Karriere.

Auf eine solche soll der Zertifikats-
kurs (CAS) «Weiterbildung für Politik»
vorbereiten. Die von der Universität
St. Gallen angebotene Weiterbildung
richtet sich an amtierende und an-
gehende Politiker ebenso wie an Fach-
leute, die mit der Schweizer Politik zu tun
haben, etwa Lobbyisten oder Verbands-
mitarbeiter.Von den rund zwanzig Kurs-

teilnehmern, die an diesem Herbsttag an
ihren rhetorischen Fähigkeiten feilen, hat
etwa die Hälfte ein politisches Amt inne,
die meisten auf Gemeindeebene.

Pflege des Netzwerks

Es ist nicht der einzige derartige Kurs in
der Schweiz.Verschiedene Bildungsinsti-
tutionen haben heute Weiterbildungs-
angebote in Politik im Programm.
Braucht es im schweizerischen Miliz-
system heute ein Diplom, um Politik ma-
chen zu können? Gerade Milizpolitiker
seien froh darüber, zusätzliches Wissen
und zusätzliche Kompetenzen erwerben
zu können, erklärt Tobias Trütsch, der
Verantwortliche für den Kurs an der
Universität St. Gallen. «Die Leute wer-
den gewählt und stehen beispielsweise
plötzlich an der Spitze einer Verwaltung
mit mehreren hundert Mitarbeitern.» Da
sei eine gute Vorbereitung sinnvoll.

Hilfreich für ihr politisches Amt fin-
det den Kurs Claudia Hollenstein. Die
51-Jährige ist seit sechs Jahren Ge-
meinderätin in Stäfa. Das nächste Ziel
der GLP-Politikerin ist die kantonale
Ebene: Im kommenden Frühjahr kandi-
diert sie für den Zürcher Kantonsrat. Sie
besucht den Kurs, um neues Wissen zu
erwerben und ihre Kompetenzen zu ver-
feinern. «Ich konnte zum Beispiel meine
Führungsqualitäten verbessern», sagt sie.
Der Kurs sei zudem eine Gelegenheit,
das eigene Netzwerk zu erweitern.

Der Kurs umfasst 15 Kurstage, verteilt
auf drei Module: Im ersten lernen die

Teilnehmer wirtschaftliche Zusammen-
hänge zu verstehen; im zweiten wird
Führungskompetenz, neudeutsch: «Lea-
dership», gelehrt; im dritten geht es um
politische Kommunikation. Unter den
Dozenten finden sich bekannte Namen
wie jener des Wirtschaftsprofessors
Franz Jaeger oder des ehemaligen SBB-
Chefs Benedikt Weibel. Kostenpunkt des
ganzen Pakets: 9300 Franken.

Die Hochschule Luzern bietet eben-
falls einen Weiterbildungskurs an. Der
Zertifikatskurs (CAS) «Public Manage-
ment und Politik» ist stärker auf öffent-
liche Verwaltung fokussiert. Die meisten
der 15 Teilnehmer des laufenden Lehr-
gangs arbeiten in der Gemeinde- oder
der Kantonsverwaltung; bei vielen über-
nimmt der Arbeitgeber zumindest einen
Teil der Kosten. Vielen Milizpolitikern
fehle die Zeit, neben ihrer Arbeit, dem
politischen Amt und anderen Verpflich-
tungen noch eine Weiterbildung zu
absolvieren, erklärt der Kursverantwort-
liche Jonas Willisegger.

Daniel Enzler ist Leiter des Luzerner
Amts für Zivilschutz. Da er lange in der
Privatwirtschaft gearbeitet habe, sei es
für ihn oft nicht einfach, die politischen
Prozesse zu verstehen, die für seine
Arbeit wichtig seien, sagt er. «In der
staatlichen Verwaltung sind bei einem
Entscheid meist verschiedene An-
spruchsgruppen involviert.» In dem Wei-
terbildungskurs habe er neue Sicht-
weisen kennengelernt und so sein Ver-
ständnis über die Schnittstelle zwischen
Verwaltung und Politik verbessert.

Eine andere Perspektive kennenge-
lernt hat auch Thomas Hofstetter. Der
31-Jährige aus dem Kanton St. Gallen
war bis vor kurzem Vorstandsmitglied
der Jungen CVP Schweiz. In zwei Jahren
will er in den Kantonsrat gewählt wer-
den. Der Kurs habe ihm ein vertieftes
Verständnis für die Abläufe in der Ver-
waltung gegeben, sagt er. «Ich habe ge-
lernt, dass Politiker mehr mit der Verwal-
tung reden und sie frühzeitig einbezie-
hen sollten.» Dadurch könnten einige
Probleme vermieden werden, mit der
sich die Politik später herumschlage.
Hofstetter besucht den Kurs auch aus
beruflichen Gründen.Als Mitarbeiter in
der Vertriebssteuerung bei der Swisscom
ist er in einem Unternehmen mit engen
Verbindungen zum Bund tätig.

Schritt zur Professionalisierung

Die Schweizer Politik wird zunehmend
professioneller. Gemäss einer Umfrage
aus dem Jahr 2017 wenden Ständeräte
im Mittel 71 Prozent einer Vollzeitstelle
für ihr Amt auf, Nationalräte gar 87 Pro-
zent. Weiterbildungskurse für Politiker
beförderten diese Entwicklung, sagt
Sarah Bütikofer, Politikwissenschafterin
an der Universität Zürich. Die Angebote
könnten durchaus sinnvoll sein, da die
Absolventen danach in einem politi-
schen Amt eine kürzere Einarbeitungs-
zeit benötigten und mehr Kompetenzen
mitbrächten. Die Ziele jener, die einen
Kurs in Politik absolvieren, gehen laut
Bütikofer aber wohl darüber hinaus.

«Jene, die auf solche Angebote anspre-
chen, sind sicher nicht klassische Miliz-
ler, sondern eher Leute, die voll auf die
Karte Politik setzen.» Solche Kurse seien
daher ein weiterer Schritt hin zur Profes-
sionalisierung in der Schweizer Politik.

«Ich würde das nicht verneinen», sagt
Tobias Trütsch dazu. Die Tendenz zur Pro-
fessionalisierung sei aber da gewesen,
lange bevor die Universität St. Gallen
2007 ihren Kurs ins Leben gerufen habe.
«Das Milizsystem ist auf nationaler Ebene
ohnehin je länger, je mehr ein Mythos.»

Mittelfristig will Trütsch das Angebot
noch ausbauen. Seine Vision ist der Auf-
bau einer unabhängigen politischen
Akademie, welche das Ziel hat, politi-
sches Personal auszubilden. Ähnliche
Institutionen sind in anderen Ländern
längst Normalität, wobei sie in der Regel
mit einer politischen Partei verbunden
sind. Seit kurzem bietet die Universität
St. Gallen zusammen mit der Politischen
Akademie der Österreichischen Volks-
partei (ÖVP) einen «Executive-Lehr-
gang» für ÖVP-Politiker an. Auf der
Website der Universität wirbt der öster-
reichische Bundeskanzler Sebastian
Kurz in einem Video für den Kurs.

Eine potenzielle Werbebotschafterin
auf Regierungsebene gibt es möglicher-
weise bald auch in der Schweiz: Unter
den Absolventen des Zertifikatskurses
«Weiterbildung für Politik» ist eine ge-
wisse Viola Amherd. Die CVP-National-
rätin hat gute Chancen, ihre politische
Karriere am 5. Dezember mit der Wahl
in den Bundesrat zu krönen.

St. Galler Reliquien tauchen im Prager Veitsdom auf
Seit bald 400 Jahren ruhen die Schädel der St. Galler Klostergründer in einem Reliquienschrank der Wenzelskapelle

Im Jahr 612 liess sich Gallus dort
nieder, wo heute die Stadt
St. Gallen steht. Gut hundert
Jahre später gründete Otmar das
Kloster. Nun sind Reliquien mit
den Schädeln der beiden Heiligen
wieder ans Licht gekommen.

JÖRG KRUMMENACHER

Sonnenstrahlen fallen durch die farbige
Rosette und tauchen das Hauptschiff des
Prager Veitsdoms in erhabenes Licht. Es
ist Samstag, der 6. Oktober 2018, als eine
kleine Besuchergruppe, mehrheitlich aus
der Ostschweiz, sich langsam in Richtung
eines Seitenaltars bewegt. Zwei Kirchen-
diener begleiten sie, sonst ist die Gruppe
allein in der abgeschlossenen, mächtigen
Kirche. Auf dem barocken Altar brennen
vier Kerzen und beleuchten zwei Reli-
quien, die hierhergestellt worden sind. Es
sind die originalen Schädelteile der bei-
den Heiligen Gallus und Otmar. Die Be-
sucherschar steht ergriffen vor ihnen.
«Die sakrale Stimmung erfasste jeden aus
der Gruppe», so erinnert sich Georg von
Graefe, der den Besuch in die Wege gelei-
tet hat. Es ist das erste Mal seit dem Jahr
1810, dass Schweizer Augen die Schädel
der Stadt- und Klostergründer St. Gallens
wieder zu Gesicht bekommen.

Handel mit Knochen

Als «mystisch und fast filmreif» beschreibt
der in Zürich wohnende von Graefe, der
Natur- und Kulturreisen veranstaltet, den
Besuch im Veitsdom. Dank persönlichen
Kontakten ist ihm über mehrere Ecken
gelungen, was offizielle Stellen seit über
zweihundert Jahren vergeblich versuch-
ten. «Ein glücklicher Zufall», sagt er. Die
beiden Reliquien blieben zuvor unsicht-
bar versperrt in einem nicht zugänglichen
Schrein einer Seitenkappelle.

Am 16. November haben Katholiken
wie jedes Jahr den Otmar-Tag gefeiert.
Das Andenken an den Heiligen, der 719
am Ort der Zelle des irischen Mönchs
Gallus ein Kloster gründete, wird weit
über St. Gallen hinaus gepflegt. Wunder
werden ihm zugeschrieben: Als nach

Otmars Tod dessen Leichnam auf einem
Schiff über den Bodensee transportiert
wurde, blieb das als Wegzehrung mitge-
führte Weinfässchen stets gefüllt, soviel
die Besatzung auch immer daraus trank.
Und trotz einem Sturm verlöschten die
Kerzen zu Füssen Otmars nicht.

Für den St. Galler Alt-Stiftsarchivar
Lorenz Hollenstein hat das Auftauchen
der Otmar- und Gallus-Reliquien eben-
falls etwas Wundersames. Er hat die Ge-
schichte der Reliquien von Otmar und
Gallus aufgearbeitet. Bereits im Mittelal-
ter – überliefert ist das Jahr 1353 – waren
sie aus dem Kloster St. Gallen entfernt
worden. Damals habe «eine unendliche
Gier nach Reliquien» geherrscht. Es sei
üblich gewesen, als heilig betrachtete
Knochen von Körpern abzutrennen und
damit Handel zu treiben.

Dass das Haupt des heiligen Otmar
fehlte, stellten die St. Galler Mönche erst
zwei Jahrhunderte später fest, als sie im
Zug der Reformationswirren im 16. Jahr-
hundert dessen Gebeine aus dem Grab
nehmen und vorübergehend im Kloster
Einsiedeln in Sicherheit bringen wollten.

Für den Verlust des Otmar- und auch
des Gallus-Schädels war Karl IV. verant-
wortlich, der ab 1346 König von Böhmen
war und 1355 römisch-deutscher Kaiser
wurde. Er war fromm und ein fanatischer
Reliquiensammler. Im Herbst 1353 be-
reiste er den Bodenseeraum bis nach
Zürich und machte auch im Kloster
St. Gallen halt, wo er die Gräber von Gal-
lus und Otmar öffnen liess. Erst nahm er
die obere Hälfte des Gallus-Schädels und
zwei Knochen heraus, dann verlangte er
von den Mönchen, Otmars Haupt abzu-

sägen und ihm samt einer Rippe zu über-
geben. Als Gegenwert verschaffte er der
Abtei St. Gallen Privilegien. Karl IV. liess
die Reliquien in die von ihm erbaute Burg
Karlstein 22 Kilometer südwestlich von
Prag bringen, wo er eine Reliquiensamm-
lung aufbewahrte.

Drei Jahrhunderte später, 1645, wur-
den das Otmar-Haupt und Teile der Gal-
lus-Reliquien in den Veitsdom in Prag ge-
bracht, wo man sie in der Wenzelskapelle
in einen Reliquienschrank einschloss.
Dort blieben sie bis heute – abgesehen
von einem kleinen Umzug in die Sächsi-
sche Kapelle.

St. Gallen versuchte mehrmals, wieder
an die Reliquien heranzukommen. 1712
sprach Abt Joseph von Rudolphi in Prag
vor. Er blitzte mit der Begründung ab,
Karl IV. habe die Reliquien rechtmässig

erworben und in Prag werde das Otmar-
Fest gross gefeiert. 1810 besuchte Pankraz
Vorster, der letzte Fürstabt, Prag. Nach
Auflösung des St. Galler Klosters 1805
hatte er Zeit für ausgedehnte Reisen.Auf
sein Begehren, die Reliquien zu sehen, er-
hielt er eine Absage: Das gehe nicht, man
müsse sie mühsam aus dem Altar aus-
bauen. Im zweiten Anlauf kam er dann
zum Ziel. «Hatte ich das unschätzbare
Glück und die grosse Freude», schrieb er
in sein Tagebuch, «das Haupt des heil
Vaters Othmari zu sehen und zu küssen.»

Bischof unterstützt Rückführung

Ein letzter Versuch wenige Jahre danach,
unter Vermittlung von Pankraz die
Otmar-Reliquie zurückzukaufen, blieb
erfolglos. Pankraz legte das Ansinnen
einem Prager Benediktiner-Professor
vor und wandte sich um Einflussnahme
an den Kaiser in Wien. Der Bescheid lau-
tete, das Otmar-Haupt sei nun Eigentum
des Königreichs Böhmen und niemand,
selbst der Monarch nicht, könne es je-
mand anderem überlassen.

Heute stellt sich für St. Gallen dieselbe
Frage. Im kommenden Jahr feiern Bistum
und Kanton die 1300-Jahr-Feier der Klos-
tergründung durch Otmar. In einem
neuen Ausstellungssaal, dessen Eröffnung
für den 13.April 2019 vorgesehen ist, wird
erstmals der berühmte St. Galler Kloster-
plan im Original zu sehen sein, die frü-
heste Darstellung eines Klosterbezirks
aus dem Mittelalter.

Aus diesem Anlass stellen sich St. Gal-
lens Bischof Markus und der frühere
Regierungsrat Martin Gehrer, der den
Administrationsrat des Katholischen
Konfessionsteils präsidiert, hinter eine
Überführung der Reliquien nach St. Gal-
len – jedenfalls für die Zeit des Otmar-
Gedenkens. «Wir hätten grosse Freude,
wenn das Otmar-Haupt 2019 nach
St. Gallen käme», sagt Martin Gehrer.
Wichtig sei, dass die so bedeutsamen
Reliquien «an einem passenden sakralen
Ort und im Sinn eines religiösen, nicht
musealen Ereignisses ausgestellt wer-
den». Infrage kommen im Weltkultur-
erbe des St. Galler Klosterbezirks bei-
spielsweise die Herz-Jesu-Kapelle oder –
selbstredend – die Otmar-Krypta.

Auf demAltar imVeitsdom stehen die Reliquien, die Kaiser Karl IV. 1353 in St. Gallen beschlagnahmte. GEORG VON GRAEFE


